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Immer häufiger taucht in der tages-
politischen Diskussion der Begriff

Neoliberalismus auf, in der eindeu-
tigen Absicht, als „neoliberal" oder
„Neoliberalismus" etikettierte wirt-
schaftspolitische Vorschläge zu dis-
kreditieren. So wurde z.B. kürzlich
versucht, das Schröder-Blair-Pa-
pier mit der bloßen Bemerkung, es
„grenze an Neoliberalismus", in
Acht und Bann zu tun. Und in der
zählebigen linken Subkultur an den
Universitäten, die sich heutzutage
im Internet artikuliert, erscheint der
„Neoliberalismus" als personifizier-
te Ursache für alle Übel der post-
realsozialistischen Welt. Was dort
alles als Neoliberalismus definiert
oder diesem zugeschrieben wird, ist
so abstrus, daß darauf einzugehen
sich nicht lohnt. Daß aber ein un-
schuldiger dogmenhistorischer Ter-
minus zur Bezeichnung für eine
durchaus erfolgreiche Wirtschafts-
systemkonzeption - in der eindeu-
tigen Absicht, daraus politisches
Kapital zu schlagen - zu einem als
Totschlagargument mißbrauchten
Unwort gemacht wird, sollte viel-
leicht doch nicht einfach hinge-
nommen werden.

Tatsache ist: In der Ordnungsöko-
nomik wird als Neoliberalismus jene
Strömung bezeichnet, die nach der
Weltwirtschaftskrise um die Aus-
arbeitung eines zeitgemäßen, am
klassischen Wirtschaftsliberalismus
anknüpfenden Wirtschaftssystem-
entwurfs bemüht war, zu der auch
der Ordoliberalismus der „Freiburger
Schule" gehört, der entscheidenden
Einfluß auf die Ausformung des Leit-
bildes der „Sozialen Marktwirt-
schaft" und dessen Durchsetzung in
Westdeutschland gehabt hat.

In der ordnungspolitischen Dis-
kussion der fünfziger Jahre sah sich
dieser westdeutsche Neoliberalis-
mus hauptsächlich einem alternati-
ven Gesellschaftskonzept gegen-
über, das als Neo-, demokratischer
oder freiheitlicher Sozialismus fir-
mierte und den Freiheitlichen So-
zialismus propagierte. Beide Rich-
tungen lehnten die kommunisti-
sche Planwirtschaft und Einpartei-
diktatur entschieden ab. Mit dem
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Godesberger Programm der SPD
einerseits und der Übernahme key-
nesianischer und wohlfahrtsstaat-
licher Elemente durch die neolibe-
rale Theorie und Praxis anderer-
seits kam es schon bald zu einer
weitgehenden Annäherung dieser
beiden ordnungspolitischen Leitbil-
der. Müller-Armacks „zweite Stufe
der Sozialen Marktwirtschaft" und
der sozialdemokratische Pragma-
tismus Karl Schillers lagen eng bei-
einander. Höhepunkt und sichtba-
rer Ausdruck dieses Annäherungs-
prozesses war das 1967 von der
großen Koalition beschlossene,
keynesianisch geprägte Stabilitäts-
und Wachstumsgesetz. Und trotz
gewisser Unterschiede in der Ak-
zentuierung des „sozialen" Elemen-
tes der Sozialen Marktwirtschaft er-
folgte der Ausbau des Sozialstaa-
tes unabhängig von den jeweiligen
Zusammensetzungen der wech-
selnden Regierungskoalitionen so
lange, wie die relativ hohen Wachs-
tumsraten die Grenzen der Belast-
barkeit hinausschoben. Danach
wurde der notwendige Rückschnitt
bzw. Umbau des Sozialleistungs-
systems - entgegen aller Rhetorik
vom „Sozialabbaü" und der „neoli-
beralen Zerstörung des Nach-
kriegssystems" (Gregor Gysi) - bis
heute von keiner Regierung sub-
stantiell in Angriff genommen.

Dies ist die kurzgefaßte Geschich-
te des Neoliberalismus in Deutsch-

land, dessen Wohlstand und Welt-
geltung er mit aufzubauen half. Um
so mehr verblüfft die hierzulande
wachsende Welle der Verunglimp-
fung des Neoliberalismus als einfäl-
tige Ideologie von Marktdogmati-
kern, die selbst dann kaum ver-
ständlich wäre, wenn sie sich ge-
gen den radikalen Neo-Neo- oder
Anarcholiberalismus eines David
Friedman u.a. richtete, die nicht nur
das Wettbewerbsprinzip auf das
Bildungssystem ausdehnen, son-
dern sogar Justiz und Landesver-
teidigung privatisieren möchte. Da-
bei hat der Neoliberalismus - wie
übrigens auch der Thatcherismus
und Reaganismus - stets eine eher
gemäßigte Position hinsichtlich der
Rolle des Staates in der Wirtschaft
eingenommen. Er hat die Möglich-
keit von Marktversagen nie geleug-
net und staatlichen Handlungsbe-
darf im Zusammenhang mit exter-
nen Effekten und öffentlichen Gü-
tern nie bestritten - und damit das
Dilemma mit dem Staat in der Wirt-
schaft eher unter- als überschätzt.

Wie die neue polit- und institu-
tionenökonomische Theorie über-
zeugend belegt, ist nämlich Markt-
versägen weitaus seltener als an-
genommen, während Staatsversa-
gen in der Demokratie quasi institu-
tionell vorprogrammiert ist. Denn
Regierungen, die sich periodisch
dem Wählervotum stellen müssen,
neigen dazu, vorrangig populäre
Maßnahmen zu ergreifen und un-
populäre zu unterlassen. Leider
aber ist das für Wachstum, Vollbe-
schäftigung und Geldwertstabilität
wirtschaftspolitisch Gebotene sel-
ten populär, während das Populäre
meist der Wirtschaft schadet. We-
gen dieses Hanges des Staates
zum Populismus sind Staatsbetrie-
be relativ unwirtschaftlich, ist key-
nesianische Wirtschaftspolitik pro-
blematisch und werden öffentliche
und meritorische Güter zu viel und
nicht effizient produziert. Am Ende
eines Jahrhunderts, dessen große
Katastrophen aus Staatsversagen
resultierten, ist es nach alledem un-
begreiflich, daß die naive sozialisti-
sche Staatsgläubigkeit immer noch
am Leben und sogar offensiv ist.
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